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Gesamte Rechtsvorschrift fur Salzburger Feuerpolizeiordnung 1973, Fassung vom
04.12.2024

Beachte fur folgende Bestimmung
Erfassungsstichtag: 1.5.1979

Langtitel

Gesetz vom 11. Juli 1973 lber die Verhitung, Bekdmpfung und Ermittlung der Ursachen von Branden
(Salzburger Feuerpolizeiordnung 1973)
StF: LGBI Nr 118/1973

Anderung

LGBI Nr 31/1979

LGBI Nr 30/1991

LGBI Nr 57/1991

LGBI Nr 62/1996 (Blg LT 11. GP: RV 540, 2. Sess; AB 439, 3. Sess)
LGBI Nr 46/2001 (Blg LT 12. GP: RV 316, AB 440, jeweils 3. Sess)
LGBI Nr 64/2001 (Blg LT 12. GP: RV 434, AB 569, jeweils 3. Sess)
LGBI Nr 58/2005 (Blg LT 13. GP: RV 458, AB 560, jeweils 2. Sess)
LGBI Nr 31/2009 (Blg LT 13. GP: RV 87, AB 186, jeweils 6. Sess)
LGBI Nr 48/2009 (BIg LT 13. GP: RV 213, AB 257, jeweils 6. Sess)
LGBI Nr 58/2009 (DFB)

LGBI Nr 20/2010 (Blg LT 14. GP: RV 124, AB 206, jeweils 2. Sess)
LGBI Nr 63/2011 (Blg LT 14. GP: RV 446, AB 490, jeweils 3. Sess)
LGBI Nr 120/2011 (DFB)

LGBI Nr 42/2013 (Blg LT 14. GP: RV 364, AB 409, jeweils 5. Sess)
LGBI Nr 1/2016 (BIg LT 15. GP: RV 995, 3. Sess; AB 6, 4. Sess)
LGBI Nr49/2017 (Blg LT 15. GP: RV 267, AB 352, 5. Sess)

Text

I. Feuerpolizei
Inhalt der Feuerpolizei

81

(1) Die Feuerpolizei umfalit Manahmen, die der Verhiitung und Bekampfung von Branden dienen,
sowie Sicherungsmanahmen nach einem Brand. Zur Feuerpolizei gehéren auBerdem Erhebungen Uber
die Brandursache, soweit diese nicht Zwecken der Strafrechtspflege dienen.

(2) Malnahmen gemalR Abs. 1 erster Satz, deren Wirkungen sich nur auf eine einzelne Gemeinde
beschrdnken und die ausschliellich mit den Mitteln der Gemeinde besorgt werden kdnnen, sind
Angelegenheiten der ortlichen Feuerpolizei.

(3) Ausgenommen von der Regelung dieses Gesetzes sind feuerpolizeiliche MaBnahmen, die nach
bundesverfassungsgesetzlichen Vorschriften in die Zustandigkeit der Bundesgesetzgebung fallen. Hiezu
gehdrt insbesondere auch der Waldbrandschutz nach den forstrechtlichen Bestimmungen.
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I1. Brandverhiitung
Allgemeine Verpflichtung

§2
Jedermann hat sich nach Mdoglichkeit und Zumutbarkeit so zu verhalten, dal das Entstehen oder das
Weitergreifen von Brénden verhindert und die Brandbek&mpfung nicht erschwert wird.
Untersagung brandgefahrlichen Verhaltens
83

Die Feuerpolizeibehdrde kann bestimmte Handlungen und Unterlassungen, die nach ihrer Art oder nach
den ortlichen Verhaltnissen eine Brandgefahr leicht herbeiftihren, die Ausbreitung eines Brandes
beglinstigen oder die Ldsch- und Rettungsarbeiten erschweren kénnen, allgemein oder im Einzelfall
untersagen.

Verbrennen im Freien
84

(1) Das Verbrennen von Sachen im Freien mit erheblicher Entwickung von Flammen, Rauch oder
Funkenflug (z. B. bei Hohenfeuern) sowie das Absengen von Bodenflachen ist nur mit Bewilligung der
Feuerpolizeibehorde, die Ausfiihrung nur nach vorheriger Anzeige an die ortlich zustandige Feuerwehr
zuléssig.

(2) Die Bewilligung ist insoweit zu versagen oder nur unter Auflagen zu erteilen, als es aus Grinden
der Brandverhiitung und Brandbek&dmpfung geboten ist.

(3) Keiner Bewilligung gemaR Abs. 1 bedirfen:

a) das Verbrennen von trockenen pflanzlichen Abféllen, die im Rahmen von land- und
forstwirtschaftlichen Betrieben und gewerblichen Gértnerinnen anfallen, wenn es im blichen
Umfang bei Tageslicht erfolgt, Griinde der Brandverhiitung und Brandbek&mpfung nicht
entgegenstehen und die erforderlichen Brandschutzvorkehrungen, insbesondere die
Uberwachung des Verbrennens und langer dauernde Nachkontrolle, getroffen werden;

b) das Verbrennen fiir Zwecke der Ausbildung und fachlichen Schulung der Mitglieder der
Feuerwehr.

(4) Bei starkem Wind und grofRer Trockenheit diirfen Sachen im Freien nicht verbrannt werden.

(5) Verbote und Bewilligungspflichten nach sonstigen Vorschriften, insbesondere jenen zum Zweck
der Luftreinhaltung, bleiben unberihrt.

Lagerung und Verwahrung brandgeféhrlicher Sachen,
brandgefahrliche Tatigkeiten
85

(1) Sachen, die vermdége ihrer leichten Entzindbarkeit oder leichten Brennbarkeit oder als
Zindquelle geeignet sind, Brandgefahr zu verursachen oder das Weitergreifen von Brénden zu fordern,
sind so zu lagern und zu verwahren, dal}

a) Verkehrs- und Fluchtwege weder behindert noch gefahrdet werden;

b) Aufenthaltsraume, Dachbodenrdume und nicht brandbestédndig vom Stiegenhaus abgeschlossene

Kellerabteile von ihnen freigehalten werden;

c) die Einwirkung fremder Zlindquellen auf sie méglichst ausgeschlossen ist;

d) sie im erforderlichen Umfang Unbefugten unzuganglich sind;

e) besondere Lager-, Verwahrungs- und Behandlungsvorschriften, mit denen sie im Warenverkehr
bezeichnet sind, beachtet werden;

f) bei Neigung zur Selbstentziindung diesem Umstand bei der Lagerung und Verwahrung durch
geeignete vorbeugende MalRnahmen (Temperaturmessungen, Beiziehen der Feuerwehr udgl)
Rechnung getragen wird;

g) im Brandfall BrandbekdampfungsmalRinahmen tunlichst unbehindert vor sich gehen kdnnen.

(2) Téatigkeiten unter Verwendung von Stoffen und Einrichtungen, die vermdge ihrer Wirksamkeit
geeignet sind, leicht eine Brandgefahr zu verursachen (brandgefahrliche Tétigkeiten), dirfen nur
vorgenommen werden, wenn in entsprechender Weise fur die Brandverhitung und sofort wirksame
Brandbekdmpfung vorgesorgt ist. Nach Beendigung der Tétigkeiten ist der Gefahrdungsbereich nochmals
auf Brandgefahr zu tberprifen.

www.ris.bka.gv.at Seite 2 von 11



R | S Landesrecht Salzburg

(3) Die Landesregierung kann zur ndheren Durchfiihrung der vorstehenden Bestimmungen
hinsichtlich der Lagerung und der Verwahrung einzelner brandgefahrlicher Sachen unter
Berlcksichtigung von Art, Menge und Groe sowie hinsichtlich der Vornahme einzelner
brandgefahrlicher Tatigkeiten unter Bedachtnahme auf den Stand der Erkenntnisse auf dem Gebiete der
Brandverhiitung und Brandbekdmpfung durch Verordnung besondere Anordnungen treffen. In solchen
Anordnungen kann insbesondere auch die Lagerung und Verwahrung solcher Sachen und die Vornahme
brandgefahrlicher Tatigkeiten an eine Bewilligung der Feuerpolizeibehtrde geknlpft werden.

Uberprufungs- und Kehrverpflichtung
86

(1) Feuerstatten mit ihren Verbindungsstiicken (Rauch- und Abgasrohre oder -kandle, Poterien)
sowie Rauch- und Abgasfange sind so zu Uberprifen und zu kehren, dass die Entziindung von
Ablagerungen vermieden und eine wirksame Ableitung der Verbrennungsgase gewahrleistet wird. Ebenso
sind zur Vermeidung der Entzindung von Ablagerungen Luft- und Dunstleitungen nach Erfordernis zu
Uberprifen und zu reinigen.

(2) Das Reinigen, Kehren und Uberpriifen darf nur von einer mit dem zu tberpriifenden und zu
kehrenden Gegenstand (Kehrgegenstand) vertrauten Person und mit geeignetem Gerdt vorgenommen
werden. Die Uberpriifung und Kehrung der Rauch- und Abgasfange und deren Verbindungsstiicke zu den
Feuerstatten (ausgenommen steckbare Verbindungsstiicke), die Uberprifung und Kehrung von
Réuchereinrichtungen sowie das Ausbrennen von Rauchfangen und Dunstleitungen darf nur durch einen
Rauchfangkehrer erfolgen.

(3) Fir die Veranlassung der ordnungsgemiBen Uberprifung und Kehrung ist in allgemein
zuganglichen Raumen der Eigentimer des Baus, in den (brigen Féllen der tber den Kehrgegenstand
Verfiigungsberechtigte verantwortlich. Handelt es sich um Kehrgegenstande, deren Uberpriifung und
Kehrung dem Rauchfangkehrer vorbehalten ist, entledigt sich der Verpflichtete dieser Verantwortung
durch Erteilung des Auftrages an den Rauchfangkehrer, die Kehrgegenstdnde nach Malgabe des
Kehrplanes fortlaufend zu Gberpriifen und zu kehren (Kehrauftrag). Ein Kehrauftrag gilt jedenfalls auch
als erteilt, wenn durch den Rauchfangkehrer eine ihm vorbehaltene Uberprifung und Kehrung
durchgeflhrt und hiefur die Kehrgebuhr entrichtet wurde.

(4) Die Errichtung bzw Aufstellung einer Feuerstdtte ist vom Verfligungsberechtigten dem
Rauchfangkehrer unter Bekanntgabe der Art der Feuerstatte (Brennstoff, Leistung, Type, Baujahr,
Hersteller) mitzuteilen. Die Vornahme der Uberpriifung und Kehrung darf von niemandem behindert
werden, inshesondere ist dem Rauchfangkehrer eine ihm vorbehaltene Uberprifung und Kehrung
(Abs. 2) zu erméglichen.

(5) Bei jeder Kehrung sind die Kehrgegenstande zur Génze zu uberprifen und zu kehren. Die
vorhandenen Ablagerungen sind nach Bedarf, mindestens jedoch einmal jahrlich auszurdumen.

(6) Durch die Uberpriifung und Kehrung darf die gewdhnliche Beniitzung des Kehrgegenstandes
Uber das unvermeidliche AusmaR hinaus nicht behindert und eine vermeidbare Beléstigung der Beniitzer
des Baues nicht verursacht werden.

(7) Sollen Kehrgegenstande wegen Nichtbenitzung vom Kehrauftrag ausgenommen sein, so ist die
Nichtbenitzung dem Rauchfangkehrer schriftlich mit der Wirkung anzuzeigen, dalR der Kehrauftrag
(Abs. 3) diesbezuglich erlischt. Solche Kehrgegenstdande sind vor ihrer Wiederbeniitzung durch den
Rauchfangkehrer mit der MalRgabe priifen zu lassen, dafl diese Veranlassung als Kehrauftrag anzusehen
ist. Der Rauchfangkehrer ist verpflichtet, sich einmal jahrlich von der Nichtbeniitzung derartiger
Kehrgegensténde zu Uberzeugen.

(8) Die Uberprifung und gegebenenfalls die zur Gefahrenabwehr nach der Uberpriifung sofort
vorgenommenen Kehrmafinahmen von Feuerungs-, Rauch- und Abgasanlagen, Feuerstatten, Fangen und
Verbindungsstiicken hat durch Rauchfangkehrer zu erfolgen, deren Gewerbeberechtigung die Besorgung
sicherheitsrelevanter Tatigkeiten im Sinn des § 120 Abs 1 zweiter Satz GewO 1994 mitumfasst.

Uberpriifung und Kehrung von Kehrgegenstianden
87
(1) Die dem Rauchfangkehrer vorbehaltene Uberpriifung und Kehrung von Kehrgegenstinden, die
auch nur zeitweise benutzt werden, hat in regelméRigen Zeitabstanden zu erfolgen, und zwar:
1. bei Gasfeuerstéatten:
a) einmal jahrlich bei Feuerstatten mit feuchtigkeitsunempfindlichem Abgasfang;
b) zweimal j&hrlich bei Feuerstatten mit feuchtigkeitsempfindlichem Abgasfang;
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2. bei Olfeuerstatten:
a) zweimal jahrlich bei Feuerstatten fir Heizdl Extra leicht, wenn sie gemaR
luftreinhalterechtlichen  Vorschriften in  Verkehr gebracht worden sind oder eine
Nennwérmeleistung bis 120 kW haben:

b) dreimal jahrlich bei sonstigen Feuerstétten fur Heizol Extra leicht;
c) viermal jéhrlich bei Feuerstétten flr sonstige Heizole;
3. bei Feuerstétten fir feste Brennstoffe:

a) einmal jahrlich bei Einzel&fen, die nach schriftlicher Erklarung des Verfligungsberechtigten an
héchstens 30 Tagen im Kalenderjahr betrieben werden; fur die Erklarung ist ein Formular zu
verwenden, das von der Landesregierung durch Verordnung festzulegen ist:

b) zweimal jahrlich:
aa) bei Feuerstatten flr Holz- oder Rindenpellets, wenn sie gemaR luftreinhalterechtlichen

Vorschriften in Verkehr gebracht worden sind oder die Heizungsanlage mit einer
Solaranlage kombiniert ist;

bb) bei Feuerstétten fur Holzhackgut, wenn sie gemal luftreinhalterechtlichen Vorschriften in
Verkehr gebracht worden sind und die Heizungsanlage mit einer Solaranlage kombiniert
ist;
c) dreimal jéhrlich:
aa) bei Feuerstétten flr Holz- oder Rindenpellets, die nicht unter die Z 3 lit b sublit aa fallen;

bb) bei Feuerstatten fur Holzhackgut oder Stiickholz, wenn sie gemald luftreinhalterechtlichen
Vorschriften in Verkehr gebracht worden sind oder die Heizungsanlage mit einer
Solaranlage kombiniert ist;

d) viermal jahrlich bei sonstigen Feuerstétten fiir feste Brennstoffe.

Bei Bauten mit einem LEK-Wert bis 18 verringert sich die Kehrhaufigkeit nach den Z 1 bis 3 auf einmal
jahrlich. Der LEKt-Wert des Baus ist durch die Vorlage eines Energieausweis gemall § 17a Abs 3 des
Baupolizeigesetzes 1997 nachzuweisen.

(la) Bei Feuerstatten mit einer Nennwarmeleistung Cber 400 kW und elektrostatischer
Staubabscheidung entféllt die periodische Uberprifungs- und Kehrverpflichtung gemaR Abs 1, nicht
jedoch die einmal jahrliche Untersuchung gemaR Abs 2.

(2) Die Kehrgegenstinde, deren Uberprifung und Kehrung dem Rauchfangkehrer vorbehalten ist,
sind einmal jahrlich auf ihre Brandsicherheit zu untersuchen (Hauptkehrung). Gleichzeitig sind die
Feuerstédtten fir Zentral- oder Etagenheizungen, die mit festen oder fllissigen Brennstoffen betrieben
werden, auf ihre Brandsicherheit und das Erfordernis einer Kehrung zu untersuchen. Bei Feuerstatten flir
feste Brennstoffe hat der Rauchfangkehrer jéhrlich einmal ebenso eine Beschau des Rauchfanges im
Hinblick auf Versottung sowie auf einen unzureichenden Ausbrand (RufRablagerung etc) durchzufiihren.
Die Hauptkehrung ist anlasslich einer Uberpriifung und Kehrung gemaR Abs 1 vorzunehmen.

(3) Wenn es fir die Brandsicherheit notwendig ist, hat die Feuerpolizeibehdrde fiir einzelne Falle die
Zahl der Kehrtermine zu vermehren. Die Feuerpolizeibehtrde kann die Zahl der Kehrtermine nach
Anhdrung des Rauchfangkehrers fur einzelne Falle vermindern, wenn aus Grinden der Brandsicherheit
keine Bedenken dagegen bestehen;

(4) Wenn es die Brand- oder Betriebssicherheit erfordert, sind Rauchfange auszubrennen.
Rauchfange von Feuerstatten fir Heiz6l Extra leicht und Abgasfange von Gasfeuerstdtten sind nur
auszubrennen, wenn es die Feuerpolizeibehdrde auf Méngelanzeige des Rauchfangkehrers (8 9 Abs 1)
anordnet. Vom Ausbrennen ist der Eigentimer und in besonders gefahrlichen Fallen die zustandige
Feuerwehr rechtzeitig zu verstandigen. Der Eigentiimer hat die vom Ausbrennen sonst Betroffenen
entsprechend in Kenntnis zu setzen. Das gleiche gilt fiir das Ausbrennen von Dunstleitungen. Die
Landesregierung kann nach Maligabe des Standes der Technik in der Brandverhltung durch Verordnung
néhere Bestimmungen (ber die Haufigkeit und Durchfihrung des Ausbrennens von Rauch- oder
Abgasfangen und Dunstleistungen erlassen.

(5) Réauchervorrichtungen landwirtschaftlicher Betriebe sind nach Bedarf, mindestens jedoch einmal
im Halbjahr zu reinigen.

(6) Der Rauchfangkehrer hat fir die Eigentimer und Verfligungsberechtigten von
Kehrgegenstanden, die ihm einen Kehrauftrag erteilt haben, einen Kehrplan aufzustellen, aus dem
anndhernd bestimmt werden kann, an welchem Tag die Uberpriifung und Kehrung ihrer Kehrgegenstinde
durchgefiihrt werden wird. Der Kehrplan ist einzuhalten. Uber Verlangen hat der Rauchfangkehrer den
Eigentiimern und Verfligungsberechtigten Auskunft iber die voraussichtlichen Kehrtermine zu geben.
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(7) Kann die Kehrung nicht vorgenommen werden, ist sie unverziglich nachzuholen.

Koordination mit Aufgaben des Rauchfangkehrers
nach dem Luftreinhaltegesetz fiir Heizungsanlagen

8 7a

Mit den Kehrungen gemaf § 7 sind die nach Maf3gabe des 8 7 Abs. 2 und 3 des Luftreinhaltegesetzes fir
Heizungsanlagen vom Rauchfangkehrer vorzunehmenden Uberwachungsaufgaben zu verbinden.

Aufzeichnungen des Rauchfangkehrers
§8

Der Rauchfangkehrer hat iiber die von ihm vorgenommenen Uberpriifungen, Kehrungen und
Ausbrennungen einen Vermerk zu fiihren, aus dem die Uberpriften, gekehrten und ausgebrannten
Kehrgegenstande, der Tag ihrer Uberpriifung, Kehrung und Ausbrennung sowie die hinsichtlich der
Brandsicherheit wahrgenommenen Mangel zu ersehen sind.

Mangelanzeige durch den Rauchfangkehrer oder durch behdrdliche
Organe

89

(1) Der Rauchfangkehrer hat wahrgenommene Maéngel hinsichtlich der Brandsicherheit dem
Eigentimer oder Verflgungsberechtigten (§ 6 Abs. 3) bekanntzugeben. Er hat auch auf das ihm
bekanntgewordene Erfordernis eines Kehrauftrages hinzuweisen. Sofern innerhalb angemessener Frist die
Behebung bekanntgegebener Méngel nicht erfolgt bzw. ein Kehrauftrag nicht erteilt wird, sowie bei
Gefahr im Verzug, hat der Rauchfangkehrer die Méangel der Feuerpolizeibehdrde anzuzeigen.

(2) Jene behordlichen Organe, die auf Grund anderer Rechtsvorschriften zu einer Uberpriifung von
baulichen Anlagen berufen sind (Arbeitsinspektorat, Land- und Forstwirtschaftsinspektion u. a.), sind
verpflichtet, im Rahmen ihrer Uberprifungstatigkeit wahrgenommene Maéngel im Hinblick auf die
Brandsicherheit der Feuerpolizeibehdrde anzuzeigen.

Feuerbeschau
§10

(1) Die Feuerbeschau besteht in einer im Beisein der Liegenschaftseigentiimer oder ihrer
Beauftragten durchzufiihrenden Besichtigung der Bauten zum Zweck der Feststellung ihres
ordnungsgemdfRen und einwandfreien Zustandes in feuerpolizeilicher Hinsicht nach den néheren
Bestimmungen des § 11. Gegenstand der Besichtigung sind insbesondere die Rauch- und Abgasfénge,

Verbindungsstiicke und Feuerstétten jeweils auBerhalb der Raumlichkeiten von Wohnungen sowie die
Dachbdden, Keller, Hofe, Garagen-, Betriebs- und Lagerrdume, insbesondere solcher fiir Mineraldle.

(2) Die Feuerbeschau ist wenigstens alle zehn Jahre vorzunehmen. Abweichend davon sind zu
unterziehen:
1. keiner regelméRig wiederkehrenden Beschau:

a) Bauten mit nicht mehr als finf Wohnungen einschlieBlich dazu gehdrige Nebenanlagen oder
sonstige, mit diesen vergleichbare Anlagen;

b) Bauten fiir gewerbliche Betriebsanlagen im Sinn des Abschnitt 8a der Gewerbeordnung 1994;

¢) Bauten in Gemeinden mit Berufsfeuerwehr mit Ausnahme von Veranstaltungsstatten, Bauten
mit einem Fluchtniveau von mehr als 22 m, Schulen, Kindergérten und Horten, Burgen,
Schldssern und dhnlichen Prunkbauten sowie Bauten gemaR der Z 2;

2. einer Beschau wenigstens alle flinf Jahre:
a) HandelsgroBbetriebe (§ 32 Abs 1 und 2 ROG 2009);

b) Gastgewerbebetriebe, die der Beherbergung von mehr als 10 Gasten oder bei mehr als 100
Sitzplatzen der Verabreichung von Speisen oder dem Ausschank von Getrénken dienen, sowie
Diskotheken oder Gastgewerbebetriebe &hnlicher Betriebsarten (zB Tanzbar, Tanzlokal);

c¢) Bauten mit erhdhter Brandgefahr (zB bei chemischen oder Holz verarbeitenden Betrieben oder
Betrieben, in welchen erfahrungsgemal groRere Mengen brennbarer Stoffe gelagert werden
oder mit solchen Stoffen in groRerer Menge manipuliert wird);

d) landwirtschaftliche Betriebsbauten;
e) Vereinslokale mit erhghter Brandgefahr;

f) Heime aller Art (Kinder-, Schiiler- und Studentenheime; Jugend- und Ferienheime, Senioren-
und Seniorenpflegeheime; Heime fiir Asylanten udgl);
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g) Krankenanstalten und Kuranstalten;
h) Schulen mit Lehrwerkstétten oder &hnlichen Einrichtungen (Labors, Lehrkiichen usw).

Die Feuerbeschau ist moglichst mit der periodischen Uberpriifung von Anlagen durch andere
Behorden zu verbinden.

(3) Der Feuerbeschau sind beizuziehen:

1. der Ortsfeuerwehrkommandant oder ein von ihm entsendetes Mitglied der Feuerwehr in leitender
Stellung;

2. ein Sachverstandiger auf dem Gebiet des vorbeugenden Brandschutzes, wenn nicht der Leiter der
Feuerbeschau diese Funktion selbst austibt;

3. die aus besonderen Grunden erforderlichen weiteren Sachverstandigen.

Soweit nicht Amtssachverstandige beigezogen werden kdnnen, hat sich die Feuerpolizeibehdrde

anderer Sachverstidndiger, insbesondere von gewerblichen oder bei der Landesstelle fir

Brandverhitung oder beim Salzburger Landesfeuerwehrverband zur Verfligung stehenden

Sachverstandigen zu bedienen. Die beigezogenen Personen gelten in Bezug auf die Vorschreibung

der flr die Feuerbeschau zu entrichtenden Verwaltungsabgabe als Amtsorgan der Gemeinde. Die

nichtamtlichen Sachverstandigen unterliegen in dieser Eigenschaft den gleichen Bestimmungen

Uber die Amtsverschwiegenheit wie die Bediensteten der Gemeinde.

(4) Die Durchfuhrung einer nach Abs 2 erforderlichen Feuerbeschau ist ortsiiblich anzukilindigen und
den Liegenschaftseigentimern der Beschauobjekte rechtzeitig schriftlich bekanntzugeben. Dabei ist auf
die Moglichkeit der Vorlage eines Uberpriifungsbefundes nach Abs 6 hinzuweisen. Die
Liegenschaftseigentimer haben die von der Feuerbeschau sonst Betroffenen entsprechend in Kenntnis zu
setzen, sobald sie von der Durchfuihrung der Beschau des Objektes verstandigt worden sind.

(5) Die Feuerbeschau darf von niemandem behindert werden. Sie ist unter tunlichster Schonung und
unter Vermeidung jeder unnétigen Beléstigung durchzufiihren. Jede von der Feuerbeschau gemal Abs 4
verstandigte oder in Kenntnis gesetzte Person ist zur erforderlichen Mitwirkung an der Feuerbeschau und
zur Erteilung der verlangten Auskunfte verpflichtet.

(6) Den Liegenschaftseigentiimern steht es im Fall einer nach Abs 2 erforderlichen Feuerbeschau
frei, den ordnungsgemalen und einwandfreien Zustand des Baus in feuerpolizeilicher Hinsicht gemaR
Abs 1 nach rechtzeitiger Beiziehung eines Organs geméaR Abs 3 Z 1 durch einen Uberpriifungshefund
eines dazu befugten und beféhigten Sachverstandigen auf dem Gebiet des vorbeugenden Brandschutzes
nachzuweisen. Wird der Feuerpolizeibehdrde ein solcher Nachweis bis vier Wochen vor der
feuerpolizeilichen Besichtigung vorgelegt, entféllt die Verpflichtung einer Feuerbeschau gemaR Abs 2 fir
den danach in Betracht kommenden Zeitraum. Die Vorlage des Uberpriifungsbefundes ist vom Aussteller
in einer von der Landesregierung einzurichtenden Datenbank zu dokumentieren.

Inhalt der Feuerbeschau
§11
(1) Bei der Feuerbeschau ist das Beschauobjekt umfassend auf seine Brandsicherheit zu prifen.

So ist insbesondere Augenmerk zu legen auf

1. die Freiheit von brandgefdhrlichen Bauschaden und anderen brandgefdhrlichen Ubelstanden,
insbesondere die richtige Lagerung und Verwahrung von Brennstoffen und leicht entziindbaren
Sachen, die richtige Aufstellung wvon Verbrennungsmotoren, Forder- und sonstigen
Einrichtungen, die Einhaltung von Schutzabstdnden, den funkensicheren Verschluf® von
Dachoffnungen, die Entrimpelung, insbesondere von Dachbéden, Kellern, Schuppen und
Garagenrdumen, die Freihaltung von Fluchtwegen, die Reinhaltung von Feuerstitten mit ihren
Verbindungsstiicken (Rauch- und Abgasrohre oder Kanéle, Poterien) sowie der Rauch- und
Abgasfange und der Luft- und Dunstleitungen, das Vorhandensein und die einwandfreie
Beschaffenheit der fiir Kehrarbeiten erforderlichen Leitern und Laufstege;

2. den einwandfreien Zustand der elektrischen Licht- und Kraftinstallationen und Betriebsmittel
sowie der Blitzschutzeinrichtungen im Hinblick auf ihre Brandsicherheit;

3. das Vorhandensein, die einwandfreie Beschaffenheit und Zugénglichkeit der erforderlichen
Loschmittel und Ldschgerate, insbesondere von Ldschwasserentnahmestellen, sowie die Gewahr
dafir, daR die fiir die Feuerwehr notwendigen Zufahrten, Aufstell- und Bewegungsflachen fiir die
Loschgerate vorhanden sind und freigehalten werden und die Feuerwehr im Brandfall nicht durch
bauliche Méngel oder durch die Art der Beniitzung des Grundstiicks in ihrer T&tigkeit behindert
wird;
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4.das Vorhandensein und die entsprechende Verwendung von Schutzrdumen und
Schutzraumvorsorgen im Sinne der baurechtlichen Vorschriften.

5. bei technischen Brandschutzeinrichtungen (Brandmeldeanlagen, automatische L&schanlagen,
Rauch- und Wérmeabzugsanlagen udgl): die Einhaltung allfalliger
Instandhaltungsverpflichtungen und vorgeschriebener ~ Uberpriifungsverpflichtungen  durch
befugte Stellen.

(2) Gelegentlich der Feuerbeschau ist auch die ndtige Belehrung tiber das Verhalten bei Brandgefahr
und Brénden zu erteilen.

(3) Uber das Ergebnis der Feuerbeschau ist eine Niederschrift aufzunehmen.
Sonstige Prifung der Brandsicherheit
§12

Werden der Feuerpolizeibehdrde bestimmte Méngel hinsichtlich der Brandsicherheit - insbesondere durch
Anzeige des Rauchfangkehrers oder behdrdlicher Organe (§9) - bekannt, hat sie im erforderlichen
Umfang die Brandsicherheit zu priifen. Erforderlichenfalls ist die Durchfiihrung einer Feuerbeschau
anzuordnen.

Feuerpolizeiliche Auftrdge und Malinahmen; Nachbeschau
§13

(1) Werden Mangel hinsichtlich der Brandsicherheit oder das Erfordernis einer Kehrung festgestellt,
hat die Feuerpolizeibehdrde dem Eigentlimer oder Verfiigungsberechtigten der betroffenen Gegenstande
die zur Behebung der Mangel erforderlichen Malinahmen innerhalb angemessen kurzer Frist aufzutragen
und deren Durchfiihrung, erforderlichenfalls in einer Nachbeschau, zu Gberpriifen.

(2) Bei Gefahr im Verzug kann die Feuerpolizeibehdrde das Erforderliche durch die Auslbung
unmittelbarer Befehls- und Zwangsgewalt veranlassen.

(3) Die Durchfiihrung feuerpolizeilicher Auftradge und MaRRnahmen darf nicht behindert werden.

(4) Bei baulichen Anlagen richtet sich die Behebung von baulichen Méngeln ausschlieflich nach den
88 19 ff. des Baupolizeigesetzes.

Alarmeinrichtungen, Nachrichtenzentralen
§14

(1) Die Gemeinde hat nach ortlicher Zweckmé&Rigkeit technische Einrichtungen zur
Einsatzalarmierung der Feuerwehr, ausgenommen der Betriebsfeuerwehr, zu schaffen und zu erhalten
(Sirenen udgl, Einrichtungen zur stillen Alarmierung). Diese Alarmeinrichtungen sind regelméaRig auf
ihre Funktionsfahigkeit zu tberprifen.

(2) sSind fur die Anbringung von Alarmeinrichtungen keine geeigneten gemeindeeigenen
Liegenschaften vorhanden, so sind die Liegenschaftseigentiimer ohne Anspruch auf Entschaddigung und
ohne Haftung fir den ordnungsgemé&Ren Bestand zur Duldung der Anbringung von Alarmeinrichtungen
auf ihren Liegenschaften verpflichtet. Die Einrichtungen sind so anzubringen und aufzustellen, daf? die
Benlitzung der Liegenschaften nicht wesentlich behindert wird.

(3) Der Landesfeuerwehrverband hat in Zusammenarbeit mit anderen hieflir in Betracht kommenden
Rechtstragern dafiir Sorge zu tragen, daR die zum Zweck der raschen Alarmierung der 6rtlich zustandigen
Feuerwehren im Land bestehenden Nachrichtenzentralen erhalten und betrieben werden.

(4) Der Aufwand, der mit der Erhaltung und dem Betrieb der Nachrichtenzentralen fir den im Abs. 3
genannten Zweck verbunden ist, ist vom Land und den Gemeinden unter Bedachtnahme auf die Art und
die Anzahl der im jeweiligen Zustandigkeitsbereich erforderlichen Einsétze gemeinsam zu tragen. Fir
Feuerwehreinsétze, die aus im Wirkungsbereich des Bundes gelegenen Griinden erforderlich sind, ist eine
Kostenbeteiligung des Bundes herbeizufuhren.

Loschmittel
8§15

(1) Die Gemeinde ist verpflichtet, dafur zu sorgen, dal8 zur Brandbek&mpfung im bebauten Gebiet
das erforderliche Léschwasser in geniigender Menge jederzeit zur Verfligung steht. Vor der Herstellung
kinstlicher Ldschwasserentnahmestellen ist der Ortsfeuerwehrkommandant anzuhdren. Sie hat
insbesondere Ldéschwasserentnahmestellen anzulegen und, sofern eine offentliche
Wasserversorgungsanlage besteht, an geeigneten Platzen genormte Hydranten aufzustellen. Alle diese
Ldschwasserentnahmestellen sind in betriebsbereitem Zustand zu erhalten.
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(2) Die Gemeinde hat daflr zu sorgen, dal’ die Loschwasserentnahmestellen jederzeit unbehindert
erreichbar und ausreichende Aufstellplétze fur Feuerldschgeréte vorhanden sind.

(3) Steht eine 6ffentliche Wasserversorgungsanlage im Eigentum eines anderen Rechtstragers als der
Gemeinde, so hat dieser die auf Kosten der Gemeinde vorzunehmende Aufstellung und Erhaltung der
genormten Hydranten entschédigungslos und ohne Haftung fiir den ordnungsgeméRen Bestand zu dulden.

(4) Soweit sich bei Bauten und Anlagen infolge ihrer Beschaffenheit, ihrer Lage, ihrer
Zweckbestimmung oder der Art ihrer Benutzung vom Standpunkt der Brandsicherheit das Erfordernis der
Bereithaltung von geeigneten Ldscheinrichtungen, -mitteln und Brandmelde- oder Alarmeinrichtungen
als gegeben erweist, ist ihre Bereitstellung von der Feuerpolizeibehérde dem Uber den Bau oder die
Anlage Verfligungsberechtigten aufzutragen. Solche Ldscheinrichtungen, -mittel und Brandmelde- oder
Alarmeinrichtungen sind stets gebrauchsféhig bzw. gebrauchsbereit zu halten. Die Bereitstellung der
Loscheinrichtung und -mittel hat an leicht zuganglicher Stelle zu erfolgen und ist durch ein Hinweisschild
deutlich zu kennzeichnen. Die Landesregierung kann hinsichtlich bestimmter Ldscheinrichtungen und -
mittel die Bedingungen festlegen, denen diese entsprechen miissen, um als geeignet zu gelten.

Betriebsbrandschutz
816

(1) Betrieben mit besonderer Brandanfélligkeit kann von der Feuerpolizeibehorde die Erstellung und
Aktualisierung eines mit dem Landesfeuerwehrverband oder der Berufsfeuerwehr abgestimmten
Alarmplanes  vorgeschrieben  werden, wenn ein  Sonderalarmplan gemaR 89a des
Katastrophenhilfegesetzes nicht besteht. AuBerdem kann die Verpflichtung zur Bestellung eines
Brandschutzbeauftragten, zur Schaffung und Erhaltung von Alarm- und Meldeanlagen in nicht der
Gewerbeordnung 1994  unterliegenden  Betrieben, zur Erlassung einer Brandschutz- und
Feuerloschordnung, die Ausbildung der Betriebsangehdrigen in Erster und Erweiterter Léschhilfe mit im
Betrieb bereitgestellten Ldschmitteln, die Belehrung der Betriebsangehdrigen Uber das Verhalten im
Brandfall und die Durchfihrung von Betriebs-Brandschutz-Eigenkontrollen auferlegt werden. Der
Landesfeuerwehrverband bzw der Rechtstrager der Berufsfeuerwehr hat gegentber dem Inhaber des
Betriebes Anspruch auf Ersatz des Aufwandes, der mit seiner Mitwirkung an der Erstellung oder
Aktualisierung des Alarmplanes oder allenfalls mit dessen ganzlicher Erstellung oder Aktualisierung
verbunden ist. Kommt der Betriebsinhaber nach Aufforderung durch den Landesfeuerwehrverband bzw
den Rechtstrager der Berufsfeuerwehr und Setzung einer angemessenen Frist der Zahlungsverpflichtung
nicht nach, ist der Aufwandersatz von der Feuerpolizeibehtérde mit Bescheid vorzuschreiben.

(2) Abs 1 gilt sinngem&R fur Veranstaltungsstétten, Bauten mit einem Fluchtniveau von mehr als
22 m, Kindergérten, Schulen und Horte, Burgen, Schlésser und &hnliche Prunkbauten sowie flr die im §
10 Abs 2 Z 2 lit ¢, f, g und h angefiihrten Bauten mit Ausnahme der Jugend- und Ferienheime. Wenn kein
Betrieb besteht, besteht der Anspruch auf Aufwandersatz gegentiber dem Eigentlimer der Liegenschaft.

(3) Die Verpflichtung zur Aufstellung einer Betriebsfeuerwehr richtet sich nach den
feuerwehrrechtlichen Vorschriften.

(4) Alarmplane sowie Brandschutz- und Feuerloschordnungen sind an geeigneter Stelle jederzeit
zuganglich aufzubewahren und der Feuerpolizeibehdrde zu tGbermitteln. Ubersichtsplane und Hinweise
von allgemeiner Bedeutung sind durch dauerhaften Anschlag bekanntzumachen.

I11. Brandbekdmpfung
Feuerwehr

§17

(1) Unbeschadet der allgemeinen bzw. besonderen Verpflichtungen gemaR §§ 18 Abs. 1 und 2 und
19 Abs. 1 obliegt die Brandbekdmpfung der Feuerwehr.

(2) In der Anwendung der Mittel zur Brandbekdmpfung sind - unbeschadet der Bedachtnahme
darauf, daR der Brand wirksam bekdmpft und rasch zum Verléschen gebracht werden soll - Sachwerte
maglichst zu schonen.

(3) Die Organisation, die Ausristung und der Einsatz der Feuerwehr wird durch ein besonderes
Gesetz geregelt.
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Allgemeine Pflichten bei Bréanden
§18

(1) Wer den Ausbruch eines Brandes wahrnimmt, hat unverziiglich die Feuerwehr zu verstandigen
oder deren Verstdndigung zu veranlassen. Die Teilnehmer des o6ffentlichen Fernsprechnetzes sind
verpflichtet, die Benitzung ihrer Fernsprecher zur unverziglichen Weiterleitung der Brandmeldung zu
gestatten bzw die Brandmeldung selbst weiterzuleiten.

(2) Bis zum Einsatz der Feuerwehr hat jedermann die ihm  zumutbaren
Brandbekdmpfungsmalnahmen zu treffen.

(3) Personen, deren Anwesenheit im Einsatzbereich zur Brandbekdmpfung oder beruflich oder durch
sonstige, besondere Umstande bedingt, nicht erforderlich bzw. angebracht ist, haben sich jedenfalls so zu
verhalten, da weder durch sie selbst noch durch ihnen gehérige Sachen die Brandbek&mpfung in
irgendeiner Weise behindert werden kann. Insbesondere sind die Zufahrtswege von Fahrzeugen
freizuhalten.

Besondere Pflichten bei Branden
§19
(1) Uber Aufforderung der Feuerpolizeibehorde hat jedermann im notwendigen Umfang

a) auch wahrend des Einsatzes der Feuerwehr die ihm zumutbaren Hilfeleistungen zu erbringen;

b) Sachen, die zur Nachrichtenibermittlung, zur Beférderung von Ldschwasser, Léschgeraten und
Loschmannschaften sowie fur andere Hilfsmalnahmen benétigt werden, soweit sie nicht
anderweitig zur Verfiigung gestellt werden, beizustellen;

c) das Betreten und die sonstige Benutzung seiner Grundstlicke und Baulichkeiten, sowie die zur
wirksamen Brandbek&mpfung erforderliche ganzliche oder teilweise Beseitigung von baulichen
Anlagen, Baumen sowie &hnliche MaRnahmen zu dulden.

(2) Fur Schaden, die einem auf Grund einer Aufforderung gemall Abs. 1 Verpflichteten hieraus
erwachsen, geblhrt eine angemessene, mangels eines anderen Entschadigungs- bzw.
Leistungsverpflichteten von der Gemeinde zu leistende Entschadigung (Schadloshaltung). Ein solcher
Anspruch besteht nicht, wenn die schadigende MaRnahme ausschlieflich oder doch (berwiegend der
Abwehr von Schaden von dem gemdall Abs. 1 Verpflichteten diente. Soferne Uber die Entschadigung
keine Ubereinkunft erzielt wird, konnen solche Anspriiche im ordentlichen Rechtsweg geltend gemacht
werden.

(3) Die nach Abs. 2 zu leistenden Entschadigungen sind Kosten der Brandbek&mpfumg.

1VV. MaRnahmen nach Branden
SicherungsmalRnahmen

§20

(1) Nach einem Brand sind von der Feuerpolizeibehtrde VVorkehrungen zu treffen, die gewahrleisten,
daf das Feuer nicht wieder auflebt und weiterer Schaden verhiitet wird.

(2) Die sich hieraus ergebenden Kosten sind ebenfalls Kosten der Brandbekampfung.
Erhebungen Uber die Brandursache
§21

Soweit mdglich, ist schon wahrend des Brandes, sonst nach dem Brand, von der Feuerpolizeibehtrde
wahrzunehmen, ob und welche brandgefahrlichen Umstdnde oder Handlungen den Brand verursacht
haben.

V. Behdérden, Verfahren, Strafbestimmungen
Behdrden und Verfahren

§22

(1) Feuerpolizeibehorde im Sinne dieses Gesetzes ist

a)in den Angelegenheiten der ortlichen Feuerpolizei der Burgermeister im eigenen
Wirkungsbereich der Gemeinde;

b) im Ubrigen der Biirgermeister im (bertragenen Wirkungsbereich der Gemeinde.
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(2) Hinsichtlich des Instanzenzuges gelten die allgemeinen gemeindeorganisationsrechtlichen
Vorschriften.

(3) Behordliche Befugnisse in den Angelegenheiten der Abschnitte 111 und IV kénnen bei Gefahr im
Verzug durch die Austibung unmittelbarer Befehlts- und Zwangsgewalt vorgenommen werden. Bei der
Brandbekdmpfung und bei MaRnahmen nach Brénden kénnen diese behdrdlichen Befugnisse namens der
Feuerpolizeibehdrde von dem den Einsatz leitenden Kommandanten der Feuerwehr ausgeiibt werden.

Strafbestimmungen
§23

(1) Eine Verwaltungsibertretung begeht, wer

a) den Bestimmungen der 88 4 bis 8, § 10 Abs 4 und 5, 8 13 Abs 3, § 15 Abs 4 sowie §§ 16 Abs 1,2
und 4, 18 und 19 Abs 1 sowie der auf Grund der §8§ 3 und 5 Abs 3 erlassenen Anordnungen oder
auf Grund des § 13 Abs 1 erlassenen Auftrdgen zuwiderhandelt;

b) die Alarmierung einer Feuerwehr mutwillig veranlal3t oder
c) Léscheinrichtungen mibrauchlich verwendet.
(2) Verwaltungsubertretungen nach Abs 1 sind mit Geldstrafe bis 3.700 € zu bestrafen.

(3) Geldstrafen flieRen der Gemeinde zu und sind von dieser fir Zwecke der Feuerwehr zu
verwenden.

Mitwirkung der Bundespolizei
§24

Die Organe der Bundespolizei haben bei der Vollziehung des § 23 Abs. 1 lit. a iVm den §8 4 Abs. 1 und
4, 13 Abs. 3, 18 und 19 Abs. 1 sowie des § 23 Abs. 1 lit. b und ¢ im Umfang des § 36 des Salzburger
Landessicherheitsgesetzes mitzuwirken.

Verweisungen auf Bundesrecht
§ 24a

Die in diesem Gesetz enthaltenen Verweisungen auf die Gewerbeordnung 1994 — GewO, BGBI Nr
194, gelten als solche auf die Fassung, die diese bis einschlieflich der Novelle BGBI | Nr 82/2016
erhalten hat.

V1. Schlussbestimmungen
In- und AuRerkrafttreten und Ubergangsbestimmungen dazu

§25
(1) Dieses Gesetz tritt mit 1. Dezember 1973 in Kraft.

(2) Mit dem gleichen Zeitpunkt verliert die Salzburger Feuerpolizeiordnung, LGBI. Nr. 54/1948, in
der Fassung der Gesetze LGBI. Nr. 33/1954 und 35/1961, ihre Wirksamkeit.

(3) Bewilligungen gemal § 5 Abs. 3 der Salzburger Feuerpolizeiordnung verlieren spétestens mit
Ablauf von sechs Monaten nach Inkrafttreten dieses Gesetzes die Wirksamkeit. Feuerpolizeiliche
Anordnungen, die auf Grund der Salzburger Feuerpolizeiordnung getroffen worden sind, gelten, sofern
ihr Inhalt mit den Bestimmungen des gegenwaértigen Gesetzes nicht in Widerspruch steht, als auf Grund
dieses Gesetzes erlassen, weiter.

(4) Die im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes von einem Rauchfangkehrer besorgte
Reinigung von Kehrgegenstdnden gemdl §6 Abs.2 gilt in diesem Umfang als Reinigung der
Kehrgegenstande, zu der der Rauchfangkehrer vom zur Veranlassung der Reinigung Verpflichteten
beauftragt wurde.

Umsetzungshinweis
§ 25a
Dieses Gesetz dient der Umsetzung der Richtlinie 2006/123/EG des Europaischen Parlaments und

des Rates vom 12. Dezember 2006 (ber Dienstleistungen im Binnenmarkt, ABI Nr L 376 vom
27. Dezember 2006.
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Inkrafttreten novellierter Bestimmungen
und Ubergangsbestimmungen hiezu

§26

(1) Die 884 Abs.1, 6 Abs. 2, 10 Abs.2, 4 und 5, 11 Abs. 1, 13 Abs.4, 15 Abs. 4, 16, die
Uberschrift des V. Abschnittes, § 24, die Uberschrift des VI. Abschnittes und § 25 in der Fassung des
Gesetzes LGBI Nr 31/1979 treten mit 1. Mai 1979 in Kraft.

(2) Die 884 ADbs.3, 4 Abs. 5, 5 Abs. 2, 6 Abs. 2, 7 Abs. 1 bis 5 und 7, 9 Abs. 1, 10, 12, die
Uberschrift zu § 13, § 13 Abs. 1 und 2, 15 Abs. 1 und 4 sowie 22 Abs. 3 in der Fassung des Gesetzes
LGBI Nr 30/1991 treten mit 14. Mdrz 1991 in Kraft. § 7 Abs. 6 in der Fassung desselben Gesetzes tritt
mit 1. Janner 1992 in Kraft.

(3) Auf Grund des § 7 Abs. 3 in der Fassung des Gesetzes LGBI Nr 118/1973 erlassene Bescheide,
mit denen die Zahl der Kehrungen fur einzelne Félle vermehrt oder vermindert worden sind, bleiben
durch 8 7 Abs. 3 in der Fassung des Gesetzes LGBI Nr 30/1991 unberiihrt.

(4) 87 Abs. 1 in der Fassung des Gesetzes LGBI Nr 57/1991 tritt mit 26. Juli 1991 in Kraft.

(5) Die 88 5 Abs. 1, 7 Abs. 1 und 2, 10 Abs. 3, 11 Abs. 1, 14, 16, 18 Abs. 1, 23 Abs. 1 und 2 und 25
Abs. 1 in der Fassung des Gesetzes LGBI Nr 62/1996 treten mit 1. September 1996 in Kraft.

(6) 8 23 Abs. 2 in der Fassung des Gesetzes LGBI Nr 46/2001 tritt mit 1. Janner 2002 in Kraft.

(7) Die 886 Abs. 2 und 4, 7 Abs. 1, 2 und 3, 7a, 10 Abs. 3, 3a und 4 sowie 16 Abs. 2 treten mit
1. Juli 2001 in Kraft.

(8) 8 24 in der Fassung des Gesetzes LGBI Nr 58/2005 tritt mit 1. Juli 2005 in Kraft.

(9) 810 Abs. 3 in der Fassung des Gesetzes LGBI Nr 31/2009 tritt gleichzeitig mit dem Salzburger
Raumordnungsgesetz 2009 in Kraft.

(10) § 7a in der Fassung des Gesetzes LGBI Nr 48/2009 tritt mit 1. Juli 2009 in Kraft.
§27

Die 88 6 Abs. 2, 24 und 25a in der Fassung des Gesetzes LGBI Nr 20/2010 treten mit 28. Dezember 2009
in Kraft.

§28

(1) Die 88 7 Abs 1, 1a, 3 bis 5, 10 Abs 2 und 3, 11 Abs 1, 13 Abs 2 und 4, 22 Abs 3 und 24a in der
Fassung des Gesetzes LGBI Nr 63/2011 treten mit 1. September 2011 in Kraft.

(2) Die 88 10, 16 Abs 2 und 23 Abs 1 in der Fassung des Gesetzes LGBI Nr 42/2013 treten 1. Juni
2013 in Kraft.

(3) 8 10 Abs 2 in der Fassung des Gesetzes LGBI Nr 1/2016 tritt gleichzeitig mit dem Salzburger
Bautechnikgesetz 2015 in Kraft.

(4) Die 886, 7 Abs 1, 1a, 2 und 6, (8) 8,9 Abs 1, 10 Abs 2, 11 Abs 1, 13 Abs 1, 16 Abs 2, (8) 24a
und 25a in der Fassung des Gesetzes LGBI Nr 49/2017 treten mit dem auf die Kundmachung folgenden
Tag in Kraft.

Artikel 11
(Anm.: zu 8§ 7, LGBI. Nr. 118/1973)
(1) Dieses Gesetz tritt, soweit im folgenden nicht anderes bestimmt ist, mit dem auf seine
Kundmachung folgenden Tag in Kraft.

(2) 87 Abs. 6 der Salzburger Feuerpolizeiordnung 1973 in der Fassung des Art. 1 Z5 tritt mit
1. Janner 1992 in Kraft.

(3) Auf Grund des § 7 Abs. 3 der Salzburger Feuerpolizeiordnung 1973 in der Fassung vor diesem
Gesetz erlassene Bescheide, mit denen die Zahl der Kehrungen fiir einzelne Félle vermehrt oder
vermindert worden sind, bleiben unber(hrt.

www.ris.bka.gv.at Seite 11 von 11



	I. Feuerpolizei
	Inhalt der Feuerpolizei

	II. Brandverhütung
	Allgemeine Verpflichtung

	III. Brandbekämpfung
	Feuerwehr

	IV. Maßnahmen nach Bränden
	Sicherungsmaßnahmen

	V. Behörden, Verfahren, Strafbestimmungen
	Behörden und Verfahren

	VI. Schlussbestimmungen
	In- und Außerkrafttreten und Übergangsbestimmungen dazu
	Artikel II

	(Anm.: zu § 7, LGBl. Nr. 118/1973)


